
rischen Kräften im deutschen Volk die Möglichkeit und 
Hilfe gegeben, einen neuen, würdigen, den besten 
demokratischen Traditionen entsprechenden Abschnitt 
der deutschen Geschichte einzuleiten. Das Neue im 
völkerrechtlichen Wesen dieser Besetzung ist also die 
Übereinstimmung der von den Potsdamer Signatar­
staaten vereinbarten Besatzungsziele mit den inneren 
Entwicklungsgesetzen der deutschen Nation und der 
Entstehung eines unabhängigen demokratischen Staa­
tes. Es handelt sich hier offensichtlich um eine neue 
völkerrechtliche Form der Besetzung eines Landes. 
Das Ziel der Debellation ist die Annexion eines Landes 
durch „fremde“ Imperialisten (mit allen sich daraus 
ergebenden Folgen) und der Grundgedanke der occu­
patio bellica die Konservierung der Grundlagen der in 
dem besetzten Gebiet bestehenden Rechtsordnung (ohne 
Rücksicht auf den antidemokratischen, den Frieden und 
die internationale Sicherheit bedrohenden Inhalt). Über 
den Inhalt dieser neuen Form der Besetzung eines 
Landes erklärte W. M. M o l o t o w  in der Erläute­
rung des Vorschlages „Uber die zeitweise politische 
Organisation Deutschlands“ in der Sitzung der Mos­
kauer Außenministerkonferenz vom 22. März 1947:

.......nachdem Deutschland unter der Kontrolle der ver­
bündeten Mächte steht, liegt die Verantwortung für die 
weiteren Geschicke Deutschlands vor allem auf diesen 
Mächten. Sie stehen vor der Aufgabe, den Deutschen, die 
einen neuen Weg beschreiten wollen, zu helfen, Deutsch­
land zu einem friedlichen demokratischen Staat zu machen 
und die Wiedergeburt Deutschlands als aggressive Kraft 
zu verhindern.“15)

In dieser Erklärung des damaligen Außenministers 
der UdSSR liegt die Ablehnung aller imperialistischen 
Besetzungsformen. Sie wird bekräftigt durch den Ab­
änderungsvorschlag der Sowjetregierung zu Art. 5 
des amerikanischen Entwurfs eines Viermächtever­
trages über die Entwaffnung und Entmilitarisierung 
Deutschlands:

„Die Hohen Vertragschließenden Teile kommen 
überein, daß, wenn sie die Erreichung der H a u p t ­
z i e l e  d e r  B e s e t z u n g  D e u t s c h l a n d s ,  und 
zwar
A. den Abschluß der Entmilitarisierung Deutsch­

lands, einschließlich der Liquidierung seines 
Rüstungspotentials, gemäß den Vorschriften der 
verbündeten Mächte,

B. die Wiederherstellung und Festigung einer demo­
kratischen Ordnung in Deutschland,

C. die Erfüllung der festgelegten Reparationsver­
pflichtungen wie auch der anderen Verpflichtun­
gen Deutschlands den Verbündeten gegenüber,

als gesichert betrachten, die verbündeten Mächte 
die Frage der Aufhebung der Besetzung Deutsch­
lands prüfen werden“ 16).
Aus diesem Entwurf ergeben sich als grundlegende 

Merkmale der neuen Besetzungsform:
1. Die Verpflichtung zur Vernichtung der aggres­

siven Kräfte und ihrer ökonomischen Wurzeln.
2. Die Wiederherstellung und Festigung einer durch 

die aggressiven Kräfte unterdrückten oder ver­
hinderten demokratischen Ordnung durch Förde­
rung der friedliebenden demokratischen Kräfte 
des Landes.

3. Sicherung der Wiedergutmachung der Schäden, 
die unter Führung der aggressiven Kräfte des be­
setzten Landes verursacht wurden.

4. Achtung der politischen Unabhängigkeit und 
nationalen Selbstbestimmung der Bevölkerung 
des besetzten Staates.

5. Die Anstrengungen der demokratischen Kräfte 
des besetzten Landes beeinflussen entscheidend 
die Dauer der Besetzung.

Diese Merkmale beweisen, daß mit den Verein­
barungen von Potsdam ein neues Rechtsinstitut des 
Völkerrechts entwickelt wurde, das zweifellos für die 
weitere Entwicklung von größter Bedeutung ist. Pots­
dam ist zugleich ein erneuter Beweis der Möglichkeit 
des friedlichen Nebeneinanderbestehens der beiden 
Systeme in der Welt und ihrer sachlichen Zusammen­
arbeit. 15

15) ebenda, S. 423. 
i«) ebenda, S. 477.

Überprüfen wir an Hand dieser Ergebnisse einige 
der in dem Urteil des OLG Schwerin behandelten 
Probleme. Der Senat nimmt für die Zeit zwischen der 
Kapitulation des faschistischen Deutschland und der 
„Deklaration in Anbetracht der Niederlage Deutsch­
lands und der Übernahme höchster Autorität hinsicht­
lich Deutschlands durch die Regierungen des Vereinig­
ten Königreiches, der Vereinigten Staaten von Amerika, 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und 
der Provisorischen Regierung der Französischen Repu­
blik“ das Bestehen eines „rechtsleeren Raumes“ 
an, in dem das „Recht der Sieger“ galt. Diese Auf­
fassung negiert völlig die Bedeutung und Rechtswirk­
samkeit der bereits während des Krieges von den 
Alliierten getroffenen Vereinbarungen.

„Recht der Sieger“, das bedeutet „Wehe dem Be­
siegten“, die Unterwerfung der besiegten Nation unter 
den uneingeschränkten Willen des Siegers, die Zer­
störung des verpflichtenden Zusammenhangs der Be­
satzungspolitik mit den Kriegszielen der Anti-Hitler- 
Koalition. Das führt weiter zu der Behauptung, daß 
nicht die faschistischen Machthaber, sondern die Maß­
nahmen der Besatzungsmächte die chaotischen Zu­
stände der ersten Wochen nach der Kapitulation ver­
ursacht hätten. Das „Recht der Sieger“ über Hitler­
deutschland war in den in der Krimkonferenz vom
3. bis 11. Februar 1945 vereinbarten Prinzipien der 
Besatzungspolitik in Deutschland niedergelegt. Hier 
fand die Erkenntnis des notwendigen Zusammenhangs 
zwischen den inneren demokratischen Verhältnissen 
eines Staates und der Sicherung der internationalen 
Friedensordnung ihren rechtsverbindlichen Ausdruck. 
So gesehen ist dieses „Recht der Sieger“ aber der An­
spruch aller Völker der Welt auf Wiederherstellung 
einer friedliebenden demokratischen Ordnung in 
Deutschland unter Achtung der politischen Unabhängig­
keit und der nationalen Selbstbestimmung des deut­
schen Volkes.

Diese bereits während des Krieges in Jalta verein­
barten Prinzipien wurden wirksam am 8. Mai 1945. 
Für den völkerrechtlichen Status Deutschlands ergibt 
sich daraus, daß die Besetzung des deutschen Staats­
gebietes vom ersten Tage an in Übereinstimmung mit 
den Vereinbarungen der Alliierten auf der Krim­
konferenz erfolgte. Die Deklaration vom 5. Juni 1945 
und das Potsdamer Abkommen stellen diesen Zustand 
nur noch einmal ausdrücklich fest. Vom Tage der 
Kapitulation an wurde die höchste Gewalt in Deutsch­
land von den Oberbefehlshabern der alliierten Streit­
kräfte ausgeübt.

Der Senat des OLG Schwerin kommt zu seiner irri­
gen Ansicht über den „rechtsleeren Raum“, weil er den 
Rechtscharakter des Alliierten Kontrollrates verkennt. 
Die Bildung des Kontrollrates ist für ihn die Begrün­
dung einer neuen Souveränität. Das ist irrig. Der 
Kontrollrat wurde von den Besatzungsmächten zur 
Sicherung der einheitlichen Durchführung der „Haupt­
fragen, die Deutschland als Ganzes betreffen“, ge­
schaffen1?). Er ist also ein internationales Organ der 
Besatzungsmächte. Die Konstituierung des Kontroll­
rates bedeutete nicht die Begründung einer neuen 
deutschen Souveränität, sondern im Gegenteil die zeit­
weilige Entziehung der Souveränitätsrechte Deutsch­
lands als eine neue Form der internationalen Be­
strafung für begangene völkerrechtswidrige Handlun­
gen. Im modernen Völkerrecht ist die Verantwortlich­
keit eines Volkes für völkerrechtswidrige Verbrechen 
unbestritten. So stellte das Potsdamer Abkommen fest: 

.......das deutsche Volk fängt an, die furchtbaren Ver­
brechen zu büßen, die unter der Leitung derer, welche es 
zur Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es 
blind gehorcht hat, begangen wurden. "18)

Die Formen der Verantwortlichkeit eines Volkes 
haben ihre Besonderheiten. Die äußerste Konsequenz 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit im Völkerrecht, 
die physische Vernichtung, kann nur gegen Einzel­
personen, nicht aber gegen Völker angewendet werden. 
Dagegen ist die äußerste Sanktion, die das Völkerrecht 
einem ganzen Volke gegenüber für Verbrechen gegen

1?) Vergl. die kurze Zusammenfassung des Abkommens über 
den Kontrollmechanismus in Deutschland, Abschn. 2 in ,,Die 
Berliner Konferenz der Drei Mächte“, Berlin 1946, S. 32.

!8) Potsdamer Abkommen und andere Dokumente, Kongreß- 
Verlag, Berlin, S. 15.
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